
Richtlinien der Hansestadt Uelzen zur Erhebung von Elternbeiträgen in den
Kindertagesstätten im Bereich der Hansestadt Uelzen ab dem 01.08.2026

(1) Geltungsbereich, Begriffe, Grundsätzliches

1.1 Die nachfolgenden Richtlinien gelten für die Inanspruchnahme eines Betreuungsplatzes in einer
der Kindertagesstätten (gemeint sind auch Krippen, Kindergärten und Horte) in der Hansestadt
Uelzen (nachfolgend ,,Hansestadt" genannt), soweit sie in der Trägerschaft der Hansestadt liegen
und für die Inanspruchnahme eines Betreuungsplatzes in einer Kindertagesstätte außerhalb der
Hansestadt Uelzen, soweit mit dem jeweiligen Träger die Anwendung dieser Richtlinien
vereinbart ist.

1.2 Das Betreuungsjahr richtet sich nach dem Kindergartenjahr analog zu § 1 Absatz 2 Satz 2 des
Niedersächsischen Gesetzes über Kindertagesstätten und Kindertagespflege (NKiTaG). Es beginnt
am 01.08. eines Jahres und endet am 31.07. des Folgejahres.

1.3 Für jedes Kind, das einen Betreuungsplatz in einer Kindertagesstätte entsprechend der Nummer
1.1 in Anspruch nimmt, ist eine verbindliche Erklärung zur Ermittlung des Elternbeitrags
(nachfolgend ,,verbindliche Erklärung" genannt) auszufüllen und mit den dort geforderten sowie
sonstigen notwendigen Unterlagen und Nachweisen bei der Abteilung Kindertagesstätten der
Hansestadt einzureichen.

1.4 Nummer 1.3 gilt auch für jedes Kind, das einen Betreuungsplatz in Anspruch nimmt und nach §
22 Absatz 2 NKiTaG von der Beitragszahlung befreit ist, um den Anspruch entsprechend geltend
zu machen.

(2) Elternbeitrag

2.1 Für die Inanspruchnahme eines Betreuungsplatzes in einer Kindertagesstätte wird ein
monatlicher Beitrag (nachfolgend ,,Elternbeitrag" genannt) im Sinne des§ 90 Absatz 1 SGB VIII
erhoben.

2.2 Beitragspflichtig sind gemäß§ 10 Absatz 2 SGB VIII unterhaltspflichtige Personen nach§§ 90 bis
97 SGB VIII (nachfolgend ,,Eltern bzw. Elternteil" genannt).

2.3 Der monatliche Elternbeitrag ist entsprechend § 90 Absatz 1 SGB VIII in Verbindung mit§ 22
Absatz 1 NKiTaG gestaffelt nach der Anzahl der zu berücksichtigenden Personen in einem
Haushalt, dem anrechnungsfähigen, bereinigten, monatlichen (Gesamt-)Nettoeinkommen dieser
Personen und der jeweiligen Inanspruchnahme des Betreuungsplatzes.

2.4 Die zu berücksichtigenden Personen in einem Haushalt sind das Kind, für das ein Betreuungsplatz
in einer Kindertagesstätte in Anspruch genommen wird, seine mit ihm zusammenlebenden Eltern
bzw. sein mit ihm zusammenlebender Elternteil und die im selben Haushalt wohnenden
Geschwister, soweit für diese ein Kindergeldanspruch besteht (Haushaltsgemeinschaft).

2.5 Ein Elternbeitrag wird nicht erhoben, wenn das Kind, das einen Betreuungsplatz in Anspruch
nimmt, nach§ 22 Absatz 2 NKiTaG von der Beitragszahlung befreit ist (Beitragsfreiheit) und die
Eltern bzw. ein Elternteil dies mit der verbindlichen Erklärung geltend macht.



2.6 Wenn ein Kind eine Betreuungszeit in Anspruch nimmt, die über die Beitragsfreiheit nach§ 22
Absatz 2 NKiTaG hinaus geht, wird ein anteiliger Elternbeitrag für diese sog. Zusatzstunden oder
Randzeiten erhoben.

(3) Elternbeitragsstaffel

3.1 Die Elternbeitragsstaffel ist auf der Grundlage des§ 90 SGB VIII in Verbindung mit $ 22 Absatz 1
NKiTaG anhand der zumutbaren Belastung aufgebaut. Sie ist in ihrer jeweils gültigen Fassung
Bestandteil dieser Richtlinien und hat daher denselben Geltungsbereich wie die Richtlinien (vgl.
(1)).

3.2 Für die Feststellung der zumutbaren Belastung gelten die§§ 82 bis 85, 87, 88 und 92 SGB XII
entsprechend. Gemäß $ 22 Absatz 1 NKiTaG ist für den Grundbetrag die Höhe von 83 % des
zweifachen Eckregelsatzes (Regelbedarfsstufe 1 aus der Anlage zu § 28 SGB XII in der jeweils
gültigen Fassung) zu berücksichtigen.

3.3 Die Einkommensgrenze berechnet sich somit nach:
3.3.1 dem Grundbetrag {83 % des zweifachen Eckregelsatzes)
3.3.2 dem Familienzuschlag (70 % des Eckregelsatzes je weiterer zu berücksichtigenden Person,

siehe§ 2 Absatz 3 dieser Richtlinie) und
3.3.3 die angemessenen Kosten der Unterkunft.

3.4 Die angemessenen Kosten der Unterkunft werden nach der Anlage zu § 12 des
Wohngeldgesetzes (WoGG, jeweils in der gültigen Fassung) anhand der geltenden Mietstufe für
die Hansestadt nach dem Bundesamt für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen
berücksichtigt, sofern keine Aufwendungen der Unterkunft nachgewiesen werden.

3.5 Die jeweiligen Höchsteinkommen der weiteren Einkommensstufen ab der Einkommensstufe 2
steigern sich um jeweils 7,5 % zur vorherigen Einkommensstufe.

(4) Einkommen

4.1 Das anrechnungsfähige, bereinigte, monatliche (Gesamt-)Nettoeinkommen im Sinne dieser
Richtlinien sind alle zu berücksichtigenden Einkünfte in Geld oder Geldwert der
Haushaltsgemeinschaft, in der das Kind lebt, welches einen Betreuungsplatz im Geltungsbereich
in Anspruch nimmt.

4.2 Dazu zählt insbesondere:
4.2.1 Einkommen aus nichtselbstständiger Tätigkeit (einschließlich aller (Jahres-)Sonderzahlungen

wie Urlaubs-, Weihnachtsgeld, Gratifikationen, Prämien, sowie Einkommen aus geringfügiger
Beschäftigung)

4.2.2 Einkommen aus selbstständiger Tätigkeit (Gewerbe-, Forst-, Landwirtschaftsbetrieb und
sonstige selbstständige Tätigkeiten)

4.2.3 Einkommen aus Unterhalt
4.2.4 Einkommen aus Leistungen nach dem SGB Ill, Rente, Krankengeld, Übergangsgeld,

Berufsausbildungsbeihilfe, Ausbildungsförderung, Elterngelt, Arbeitslosengeld I,
Kurzarbeitergeld, Entschädigungen für Verdienstausfall, Unterhaltsvorschussleistungen

4.2.5 Einkommen aus Kapitalvermögen
4.2.6 Einkommen aus Vermietung und Verpachtung



4.2.7 Kindergeld

4.3 Das Einkommen ist unter Verwendung der verbindlichen Erklärung bis spätestens 6 Wochen vor
Beginn des Betreuungsjahres durch Vorlage der entsprechenden Nachweise zu belegen. Bei
Aufnahme im laufe des Betreuungsjahres ist das Einkommen spätestens zwei Wochen nach
Aufnahme des Kindes entsprechend nachzuweisen.

4.4 Das Einkommen aus nichtselbstständiger Tätigkeit wird ermittelt aus dem Durchschnitt des
Einkommens der letzten 12 Monate vor Inanspruchnahme des Betreuungsplatzes. Haben sich im
Einkommen der zugrunde gelegten 12 Monate nicht nur kurzzeitige Änderungen ergeben
(Lohnerhöhung, Tarifanpassung, Beförderung, Stufenaufstiege, Veränderung der Arbeitszeit,
Unterbrechung wegen Elternzeit und andere) oder wurde eine neue Arbeit aufgenommen, so
werden abweichend von Satz 1 die aktuellen Einkommensverhältnisse zur Berechnung zur
Ermittlung des Durchschnittseinkommens herangezogen.

4.5 Das Einkommen aus selbstständiger Tätigkeit wird ermittelt aus der Gewinn- und
Verlustrechnung des letzten Kalenderjahres, in begründeten Ausnahmefällen des vorletzten
Kalenderjahres, vor Inanspruchnahme des Betreuungsplatzes. Die Hansestadt behält sich vor, alle
notwendigen Nachweise zur Berechnung im Einzelfall nachzufordern.

4.6 Das Einkommen aus Unterhalt wird in Höhe des Durchschnitts (mindestens) der letzten drei
Monate vor Inanspruchnahme des Betreuungsplatzes berücksichtigt.

4.7 Das Einkommen aus Leistungen nach Nummer 4.2.4 werden in Höhe der aktuellen monatlichen
Zahlungen vor Inanspruchnahme des Betreuungsplatzes berücksichtigt. Neben dem jeweiligen
aktuellen Leistungsbescheid sind auch die aktuellen Kontoauszüge über Zahlungseingänge
vorzulegen.

4.8 Das Kindergeld wird in voller monatlicher Höhe berücksichtigt.

(5) Festsetzung des Elternbeitrags

5.1 Die Festsetzung des Elternbeitrags erfolgt durch die Hansestadt. Die für die Festsetzung
notwendigen Unterlagen sind von den Eltern bzw. dem Elternteil bei der Hansestadt vorzulegen.

5.2 Sollte keine verbindliche Erklärung, keine oder unzureichende Nachweise über das Einkommen
vorgelegt werden, wird ab dem Monat der Inanspruchnahme des Betreuungsplatzes der
geltende Höchstbetrag (Einkommensstufe 12) der Elternbeitragsstaffel festgesetzt. Wird keine
verbindliche Erklärung abgegeben, erfolgt ggf. keine Festsetzung durch die Hansestadt und der
Elternbeitrag wird direkt durch den Kindertagesstättenbetreiber geltend gemacht.

5.3 Eine rückwirkende Aufhebung der Festsetzung im Sinne der Nummer 5.2 erfolgt nach Maßgabe
der Nummer (6) dieser Richtlinien.

5.4 Sollte im Zuge der Festsetzung des Elternbeitrags festgestellt werden, dass ein Anspruch nach §
90 Absatz 4 SGB VIII gegenüber dem Jugendhilfeträger besteht, wird dieser automatisch mit
Vorliegen der verbindlichen Erklärung und entsprechenden Nachweisen ermittelt und der
Elternbeitrag ggf. herabgesetzt. Eine zusätzliche Antragstellung ist nicht erforderlich.



5.5 In besonderen, begründeten Ausnahmefällen kann ein Eigenanteil abweichend von diesen
Richtlinien individuell festgelegt werden. Beispiele sind soziale (nachgewiesene,
schwerwiegende, nicht nur vorübergehende Krankheit) oder wirtschaftliche, unverschuldete
Notlagen.

5.6 Der festgesetzte Elternbeitrag ist für den gesamten Zeitraum des Betreuungsjahres (01.08. des
Jahres bis 31.07. des Folgejahres) zu entrichten. Bei Erstaufnahme (Eingewöhnung) von Kindern,
die das erste Lebensjahr vollendet haben bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres
(Krippenkinder) wird ein abweichender Elternbeitrag festgesetzt. Die Eingewöhnungszeit gilt
ebenfalls als Inanspruchnahme des Betreuungsplatzes.

5.7 Bei Aufnahme im laufenden Betreuungsjahr bis einschließlich des 15. des Aufnahmemonats ist
der volle Elternbeitrag für diesen Monat zu zahlen. Bei Aufnahme im laufenden Betreuungsjahr
nach dem 15. des Aufnahmemonats ist der halbe Elternbeitrag für diesen Monat zu zahlen und
am dem ersten Folgemonat der volle Elternbeitrag.

5.8 Der festgesetzte Elternbeitrag für das laufende Betreuungsjahr ist abweichend von Nummer 5.6
nicht bis zum Ende des Betreuungsjahres zu zahlen, soweit die Beitragspflicht aufgrund
gesetzlicher Bestimmungen vor Ablauf entfällt.

5.9 Der festgesetzte Elternbeitrag ist auch dann in voller Höhe zu zahlen, wenn das Kind der
Kindertagesstätte vorübergehend fernbleibt. Die Zahlungspflicht besteht auch für den Zeitraum,
in dem das Kind aus gesundheitlichen Gründen oder wegen ansteckender Erkrankungen von
Haushaltsangehörigen die Kindertagesstätte nicht besuchen kann. Ferner besteht die
Zahlungspflicht während der allgemeinen Schließzeiten der Kindertagesstätte (z.B. Ferien), sowie
wenn diese auf amtsärztliche Anordnung hin vorübergehend geschlossen werden muss.

5.10 Der festgesetzte Elternbeitrag ist auch dann in voller Höhe zu zahlen, wenn aufgrund
fachlicher Weisung oder gesetzlicher Regelungen und Rechtsverordnungen (z.B. durch das Land
Niedersachsen) der Betrieb einzelner oder sämtlicher Kindertagesstätten untersagt wird.
Gleiches gilt auch für Maßnahmen und Anordnungen aufgrund des Katastrophenschutzes.

5.11 Es besteht kein Anspruch auf Aussetzung des festgesetzten Elternbeitrags. Wird die Zahlung
des festgesetzten Elternbeitrags einseitig durch die Hansestadt vorübergehend ausgesetzt,
entfällt hierdurch nicht die grundsätzliche Zahlungsverpflichtung.

5.12 Für Eltern bzw. Elternteile, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb der Hansestadt
haben, deren Kind aber einen Betreuungsplatz innerhalb der Hansestadt in Anspruch nimmt, ist
zuzüglich zum festgesetzten Elternbeitrag ein pauschalierter Betriebskostenanteil zu zahlen.

5.13 Der von der Hansestadt ermittelte Elternbeitrag wird dem Kindertagesstättenbetreiber
mitgeteilt und ist für diesen verbindlich. Der Kindertagesstättenbetreiber stellt den Elternbeitrag
den Beitragspflichtigen in Rechnung und regelt eigenständig das Beitreibungsverfahren.

(6) Änderung der Verhältnisse

6.1 Änderungen der persönlichen oder wirtschaftlichen Verhältnisse aller Personen der
Haushaltsgemeinschaft sind der Hansestadt umgehend mitzuteilen. Dies betrifft insbesondere
Einkommensänderungen, (Wieder-)Aufnahme von Erwerbstätigkeit, Wegfall von Leistungen laut



entsprechendem Leistungsbescheid (vgl. Nr. (4) dieser Richtlinie).

6.2 Ein Umzug sowohl innerhalb des Gebiets der Hansestadt als auch ein Wegzug aus Uelzen ist
unverzüglich mitzuteilen.

6.3 Verändert sich während des Betreuungsjahres das Einkommen der Haushaltsgemeinschaft nicht
nur vorübergehend (für mehr als zwei Monate) um mindestens 10 % monatlich, so ist eine
Neufestsetzung des Elternbeitrags vorzunehmen. Die Neufestsetzung erfolgt ab dem Zeitpunkt
der Veränderung. Verringert sich das Haushaltseinkommen, erfolgt eine rückwirkende
Neufestsetzung für maximal drei Monate ausgehend vom Zeitpunkt der Veränderungsanzeige.
Erhöht sich das Haushaltseinkommen, erfolgt eine rückwirkende Neufestsetzung ab dem
Zeitpunkt der Veränderung.

6.4 Verändert sich während des Betreuungsjahres die zu berücksichtigende Personenzahl der
Haushaltsgemeinschaft, so ist eine Neufestsetzung des Elternbeitrags vorzunehmen. Erhöht sich
die Personenanzahl, erfolgt eine rückwirkende Neufestsetzung für maximal drei Monate
ausgehend vom Zeitpunkt der Veränderungsanzeige. Verringert sich die Personenanzahl, erfolgt
eine rückwirkende Neufestsetzung ab dem Zeitpunkt der Veränderung.

(7) Geschwisterkinder

7.1 Nehmen Geschwisterkinder gleichzeitig jeweils einen Betreuungsplatz in einer Kindertagesstätte
innerhalb des Geltungsbereichs dieser Richtlinie in Anspruch und leben in derselben
Haushaltsgemeinschaft, wird für das 2. Kind der jeweilige Elternbeitrag um 50 %, für das 3. Kind
um 75 % und für jedes weitere Kind um 100 % ermäßigt.

7.2 Die Ermäßigungen beziehen sich ausschließlich auf Geschwisterkinder, für die der volle
Elternbeitrag erhoben wird. Unterliegen Geschwisterkinder nicht der Beitragspflicht, findet keine
Berücksichtigung der Ermäßigungen statt. Gleiches gilt, wenn ein anteiliger Elternbeitrag
erhoben wird.

(8) Anpassung der Elternbeitragsstaffel

8.1 Ein Jahr nach Inkrafttreten wird die Elternbeteiligung an den ungedeckten städtischen Kosten für
die Krippenplätze überprüft. Der sich daraus ergebene Prozentsatz ist Maßgabe für die
nachfolgenden Regelungen.

8.2 Sollte die Elternbeteiligung um bis zu einschließlich 1,49 % abweichen, wird keine Anpassung der
Elternbeitragsstaffel seitens der Hansestadt vorgenommen.

8.3 Sollte die Elternbeteiligung um mehr als 1,49 % abweichen, wird eine automatische Anpassung
der Elternbeitragsstaffel seitens der Hansestadt vorgenommen und den politischen Gremien zur
Kenntnis gegeben.

8.4 Sollte die Elternbeteiligung um mehr als 4,99 % abweichen, wird eine mögliche Anpassung der
Elternbeitragsstaffel den politischen Gremien der Hansestadt zur Beratung und Beschlussfassung
vorgelegt.



(9) Betreuungsumfang

9.1 Die Betreuung der Kinder in den Kindertagesstätten erfolgt entsprechend der gesetzlichen
Normierung durch pädagogische Fachkräfte. Für diese Betreuung werden Kernangebote
bereitgestellt.

9.2 Neben den Kernangeboten besteht die Möglichkeit, dass Eltern ihre Kinder außerhalb der
Kernzeiten, sprich vor und/oder nach dem eigentlichen Gruppenangebot in der
Kindertagesstätte, betreuen lassen (Randzeiten).

9.3 Diese Randzeiten werden regelmäßig nur dann angeboten, wenn mindestens 5 Kinder dieses
Angebot tatsächlich in Anspruch nehmen. Die Randzeiten sind darüber hinaus den Eltern
vorbehalten, die wegen ihrer Erwerbstätigkeit oder Ausbildung darauf angewiesen sind.
Randzeiten können in Ausnahmefällen auch von Kindern in Anspruch genommen werden, die
diese wegen besonderer sozialen oder erzieherischer Situationen benötigen. Die Notwendigkeit
muss im Einzelfall begründet werden.

9.4 Der Begriff der Ausbildung ist hier umfassend auszulegen. Inbegriffen sind berufliche
Ausbildungen, Eingliederungsmaßnahmen, Integrationsmaßnahmen oder berufliche
Rehabilitationsmaßnahmen.

(10) Inkrafttreten

Diese Richtlinien mit der Elternbeitragsstaffel treten am 01.08.2026 in Kraft. Gleichzeitig werden die
bisher geltenden Richtlinien inklusive der zugehörigen Elternbeitragsstaffel aufgehoben.

Hansestadt Uelzen, der 08.01.2026

Der Bürgermeister



Elternbeitragsstaffel für Kindertagesstätten in der Hansestadt Uelzen ab dem 01.08.2026

Bereinigtes monatliches Netto-Gesamreinkommen der Familie
Betreuungsumfang

4 Std. 5 Std. 6 Std. 7 Std. 8 Std.
Je Std. über

9 Std. 10 Std.
Einkommensstufe 2 Personen 3 Personen 4 Personen 5 Personen 6 Personen 7 Personen 8 Std.

Stufe 1 2.282 € 2.804 € 3.330€ 3.854 € 4.375 € 4.896 € 117€ 146 € 176 € 205 € 234 € 33€ 267 € 300 €
Einkommen bis

Stufe 2 2.453 € 3.014 € 3.580€ 4.143 € 4.703 € 5.263 € 126 € 157€ 189 € 220 € 252 € 35€ 287 € 322 €
Einkommen bis

Stufe 3
2.637 € 3.240 € 3.849 € 4.454 € 5.056 € 5.658 € 135€ 169 € 203 € 237 € 271€ 38€ 309 € 347 €

Einkommen bis
Stufe 4 2.835 € 3.483 € 4.138 € 4.788 € 5.435 € 6.082 € 145 € 182 € 218€ 255 € 291 € 41€ 332€ 373€

Einkommen bis
Stufe 5 3.048 € 3.744 € 4.448€ 5.147 € 5.843 € 6.538€ 156 € 196 € 234 € 274€ 313€ 44 € 357 € 401 €

Einkommen bis
Stufe 6 3.277 € 4.025 € 4.782 € 5.533 € 6.281 € 7.028 € 168 € 211€ 252 € 295 € 336 € 48€ 384 € 432 €

Einkommen bis
Stufe 7 3.523 € 4.327 € 5.141 € 5.948 € 6.752 € 7.555 € 181€ 227 € 271€ 317€ 361 € 52€ 413€ 465 €

Einkommen bis
Stufe 8 3.787 € 4.652 € 5.527 € 6.394 € 7.258 € 8.122 € 195 € 244 € 291 € 341 € 388 € 56 € 444 € 500 €

Einkommen bis
Stufe 9

4.071€ 5.001 € 5.942 € 6.874 € 7.802 € 8.731 € 210€ 262 € 313€ 367 € 417 € 60 € 477€ 537 €
Einkommen bis

Stufe 10
4.376€ 5.376€ 6.388 € 7.390 € 8.387 € 9.386 € 226€ 282 € 336 € 395 € 448 € 65€ 513€ 578 €

Einkommen bis
Stufe 11 4.704 € 5.779 € 6.867 € 7.944 € 9.016 € 10.090 € 243€ 303 € 361 € 425 € 482 € 69€ 551€ 620€

Einkommen bis
Stufe 12

4.705 € 5.780 € 6.868 € 7.945 € 9.017 € 10.091 € 261 € 326 € 388 € 457 € 518€ 74€ 592 € 666 €
Einkommen ab


